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Paragraph: § 16f SGB II Freie Förderung: Fassung ab 01.04.2012

Quellen:

Fachliche Hinweise zu SGB
Gemeinsame der Erklärung des BMAS und der Länder (Juni 2017)
Instrumentenreform SGB II Hinweise zu praktischen Umsetzung
(MAIS 2012)
Interne Arbeitshinweise des Kreises Kleve zu § 44 SGB III

Änderungen:

Änderungen zu Stand 01.07.2015:
- Rz. 16f.8 Änderung der Vorgabe der Begrenzung auf 2 Wie-

derholungsprüfungen hin zu einer Option
- Rz. 16f.10 Klarstellung zur Ermessensentscheidung zur MPU

Änderungen zum Stand 01.09.2018:
- Rz. 16f.5 Erhöhung Förderbeträge Fahrrad und Roller
- Rz. 16f.5 keine Vorlage von Kostenvoranschlägen, Be-

scheidinhalt und Auszahlung
- Rz. 16f.5 kein pauschaler Förderausschluss bei erneuter

Förderung innerhalb von 24 Monaten
- Rz. 16f.7 Förderung Rollerführerschein
- Rz. 16f.8 Fahrstunden schon vor Bestehen der theoretischen

Prüfung möglich
- Rz. 16f.8 kein Ausschluss Ferienfahrschulen
- Rz. 16f.10 keine Förderung MPU möglich

Änderungen zum Stand 01.11.2018:
- Rz. 16f.3 Klarstellung zur Förderung der Anschaffung eines

PKWs
Änderungen zum Stand 19.06.2020:

- Rz. 16f.14 Verweis auf Förderinstrumenten
Änderungen zum Stand 14.09.2021:

- Rz. 16f.8 Erhöhung des Förderhöchstbetrages von 2.000
EUR auf 2.450 EUR mit Möglichkeit zur Aufstockung auf
3.000 EUR in begründeten Einzelfällen

1 Allgemeines

Die Freie Förderung bietet die Möglichkeit die im SGB II und SGB III gere-
gelten Eingliederungsleistungen zu erweitern. Die freien Leistungen müs-
sen den Zielen und Grundsätzen dieses Buches entsprechen und dürfen
die gesetzlichen Leistungen nicht umgehen oder aufstocken.

Die Fachlichen Hinweise der Bundesagentur für Arbeit zu § 16f SGB II fin-
den entsprechend Anwendung. Ebenso sind die Gemeinsame Erklärung
des BMAS und der Länder sowie die Hinweise zur praktischen Umsetzung
der Instrumentenreform des MAIS zu beachten.

Im Fragen und Antworten Teil der Gemeinsamen Erklärung zu § 16f SGB
II findet sich unter Frage (g) die Bestätigung, dass durch Leistungen der
Freien Förderung die Stabilisierung einer Beschäftigung gefördert werden
kann, wenn der Kunde sich trotz Beschäftigung weiterhin im SGB II-Bezug
befindet:

Können nach § 16f SGB II Reparaturkosten, die Neuanschaffung ei-
nes PKW oder die Kosten für einen Führerschein gefördert werden
bei - erwerbstätigen Leistungsberechtigten - Erwerbstätigen, die
nicht (mehr) hilfebedürftig sind?
Ist eine Beschäftigte / ein Beschäftigter anspruchsberechtigt im Sinne der

Rz: 16f.1
Allgemeines
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§§ 7 ff. SGB II stehen für ihn die Leistungen der Freien Förderung zur Ver-
fügung. Die Aufnahme einer (anderen) versicherungspflichtigen Beschäfti-
gung kann auch für erwerbstätige Bezieher von Arbeitslosengeld II aus
dem Vermittlungsbudget nach § 16 SGB II i. V. m. § 44 SGB III unterstützt
werden. Die Sicherung oder Stabilisierung eines bestehenden Beschäfti-
gungsverhältnisses ist über den Zeitraum der Beschäftigungsaufnahme
hinaus kein Regelungsgegenstand nach dem SGB III. Da spezifische Re-
gelungen auch das SGB II hierfür nicht enthält, kommt die Gewährung von
freien Eingliederungsleistungen nach § 16f SGB II in Betracht, wenn dies
im Einzelfall erforderlich ist, um im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 2 SGB II
die Beibehaltung einer Erwerbstätigkeit zu unterstützen. Dabei ist die
Übernahme oder ein Zuschuss zu Reparaturkosten für das Kfz des er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten, Kosten für einen Führerschein oder
die Förderung der Neuanschaffung eines PKW - ggf. auch als Darlehen -
denkbar. Es ist in jedem Fall eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. Die
Leistungsgewährung muss insbesondere im konkreten Fall erforderlich
sein und unter Beachtung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit erfolgen. Die Prüfung und ihr Ergebnis sind nachvollziehbar zu
dokumentieren. Für die Förderung einer bestehenden selbständigen Tä-
tigkeit steht grundsätzlich die Regelung des § 16c SGB II zur Verfügung.

Die folgenden Arbeitshinweise beziehen sich auf die Förderung von Fahr-
zeugen und Führerscheinen zur Stabilisierung einer Beschäftigung. Sie
bilden somit nur einen Teilbereich der Freien Förderung ab.

2 Verhältnis zu anderen Leistungen

§ 16 SGB II i.V.m. § 44 SGB III (Vermittlungsbudget) bietet die Möglichkeit,
Zuschüsse für den Erwerb und die Inbetriebnahme eines Fahrzeuges zu
gewähren. Dieses setzt jedoch die Anbahnung oder Aufnahme eines ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses voraus.

In Fällen, in denen bereits eine Beschäftigung ausgeübt wird und der Ver-
lust dieser Beschäftigung droht, weil z.B. das Fahrzeug defekt ist oder sich
eine Änderung des Beschäftigungsortes ergibt und der Arbeitsplatz mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln nicht erreichbar ist, ist eine Förderung nach §
44 SGB III nicht möglich.

Nach § 16f SGB II können die Träger die Möglichkeiten der gesetzlich ge-
regelten Eingliederungsleistungen durch freie Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit erweitern. In Fällen, in denen das Förderziel nicht die An-
bahnung oder Aufnahme einer Beschäftigung, sondern die Stabilisierung
dieser ist, liegt somit eine Erweiterung des bisherigen Eingliederungs-
instrumentariums vor. Eine Förderung nach § 16f SGB II ist somit grund-
sätzlich möglich.

Hinsichtlich der Geltendmachung von Kosten für den laufenden Betrieb ei-
nes Fahrzeuges für die sog. Erwerbsaufstocker gilt die gesetzliche Rege-
lung des § 11b SGB II i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Alg-VO. Danach sind die
Kosten für den laufenden Betrieb durch die Gewährung von Freibeträgen
abgegolten. Eine Übernahme von Kosten lässt sich in diesen Fällen daher
grundsätzlich nicht aus § 16f SGB II ableiten. Sofern eine Anwendung des

Rz: 16f.2
Verhältnis zu
§ 44 SGB III

Rz. 16f.3
Verhältnis zu
§ 11b SGB II
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§ 11b SGB II nicht in Frage kommt z.B. weil das Einkommen niedriger ist
als die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen (und
damit absetzbaren) Ausgaben oder wenn es sich nicht um den laufenden
Betrieb sondern die Anschaffung eines Fahrzeugs handelt, kann im Einzel-
fall eine Förderung nach § 16f SGB II in Betracht kommen, ggf. in Ergän-
zung zur Absetzung nach § 11 b SGB II. Die Förderung kann auch, im Ge-
gensatz zu § 44 SGB III nicht als Zuschuss, sondern als Darlehen erfol-
gen.

3 Voraussetzungen

3.1 Verweis auf Interne Arbeitshinweise zu § 44 SGB III

Die Förderung ist immer auf den jeweiligen Einzelfall zu beziehen. Die feh-
lende Eigenleistungsfähigkeit trotz Beschäftigung ist zu prüfen und zu do-
kumentieren. Des Weiteren sind bei einer Förderung die Reparaturkosten
ins Verhältnis zu dem aktuellen Wert des Fahrzeuges zu setzen und ggf.
der potenzielle Restwert auf die Förderung anzurechnen. Insofern wird hier
auf die Regelungen der ermessenslenkenden Weisungen zu § 44 SGB III
(Leistungen aus dem Vermittlungsbudget für den Erwerb/die Reparatur ei-
nes Fahrzeuges / für die Erlangung eines Führerscheines) verwiesen.
Zu beachten ist, dass bei der Förderung eines Fahrzeuges (Erwerb oder
Reparatur) aus der Freien Förderung von der Möglichkeit eines Darlehens
Gebrauch gemacht werden soll. Es sind jeweils max. 50 % der Förder-
summe als Zuschuss zu gewähren.

Rz. 16f.4
Verweis auf Ar-

beitshinweise zu
§ 44 SGB III

3.2 Beschaffung/ Reparatur von PKW/ Roller/ Fahrrad

Voraussetzung für die Förderung ist ein Arbeitsvertrag, der mindestens auf
die folgenden 6 Monate befristet oder unbefristet ist. Ist das Beschäfti-
gungsverhältnis auf weniger als die folgenden 6 Monate befristet, kommt
eine Förderung zur Beschaffung eines Fahrzeuges nur in besonders be-
gründeten Einzelfällen in Betracht.

Zudem ist ein gültiger Führerschein zum Führen des zu beschaffenden
Fahrzeuges (PKW, Roller) vorzulegen.

Die Förderhöchstbeträge orientieren sich an den erforderlichen Fortbewe-
gungsmitteln. Für kürzere Strecken kann die Nutzung eines Rollers oder
Fahrrads ausreichend sein. Die folgenden Höchstbeträge dienen als Ori-
entierung:

- Strecke < 5 km Fahrrad Förderhöchstbetrag 200 EUR
- Strecke 5 km - 15 km Roller Förderhöchstbetrag 900 EUR
- Strecke > 15 km PKW Förderhöchstbetrag 1.500 EUR

Ist explizit ein PKW erforderlich (z.B. da in der Beschäftigung Botendienste
mit dem eigenen PKW zu erledigen sind oder besondere, dokumentierte
Gründe für die PKW Nutzung auch bei einer Strecke < 15 km vorliegen),
beträgt der Höchstbetrag entsprechend 1.500 EUR.
Darüber hinaus können die angemessenen Begleitkosten (z.B. Zulas-
sungsgebühren, Versicherung des ersten Monats etc.) gewährt werden.
Dabei sollten keine Ausstattungen finanziert werden, die standartmäßig

Rz. 16f.5
PKW/ Roller/

Fahrrad



Interne Arbeitshinweise SGB II Kreis Kleve § 16f SGB II
Freie Förderung Ergänzung zu den Fachlichen Hinweisen der BA

_____________________________________________________________________________________________________

___________________________________________________________________
Stand: 14.09.2021 Seite 6

zum Fahrzeug bzw. den Fahrzeugkosten gehören (neue Scheibenwischer,
Zweitschlüssel, Winterreifen).

Dem Kunden wird die Möglichkeit eingeräumt, durch den Einsatz von Ei-
genmitteln ein Fahrzeug zu beschaffen, das den Höchstbetrag übersteigt.
So können zusätzliche Eigenmittel dazu genutzt werden, bessere und we-
niger reparaturbedürftige Fahrzeuge zu beschaffen. Als Anreiz wird der
den Höchstbetrag übersteigende Betrag zu 50 % gefördert. Der Höchstbe-
trag darf dadurch maximal verdoppelt werden. Es wird damit keine Eigen-
leistungsfähigkeit unterstellt, sondern lediglich die Möglichkeit eröffnet, ein
wertigeres Fahrzeug zu erhalten.

Beispielrechnung:
Förderung eines PKW
Höchstbetrag: 1.500 EUR
Verfügbare Eigenmittel beim Kunden: 300 EUR
Mögliche Erhöhung des Höchstbetrags: 600 EUR
(davon 300 EUR Kunde und 300 EUR Jobcenter)
Förderfähige PKW-Kosten: 2.100 EUR
(davon 300 EUR Kunde und 1.800 EUR Jobcenter)

Ein Kostenvoranschlag ist für die Förderung eines PKWs/ Rollers nicht er-
forderlich. Der Bewilligungsbescheid ist allerdings mit der Auflage zu ver-
sehen, dass der Förderhöchstbetrag eingehalten wird und die TÜV-
Plakette noch mindestens 9 Monate gültig ist. Zudem sind nur Händlerkäu-
fe zu akzeptieren und keine Privatkäufe. Ein Bescheidvordruck findet sich
in der Vordruckverwaltung des FMG2. Die Auszahlung der Förderung kann
als Vorauszahlung an den Kunden erfolgen, da es üblich ist, dass beim
Autokauf direkt bar an den Autohändler gezahlt wird.
Als Nachweis über die Mittelverwendung dienen der Kaufvertrag und die
Zulassungsbescheinigung Teil 1 in Kopie sowie eine TÜV-Bescheinigung.
Diese sollten in einer dem Kunden gesetzten Frist vorgelegt werden, um
sicherzustellen, dass das Fahrzeug noch bedarfsbezogen beschafft wur-
de.

Bei Reparaturkosten ist darauf zu achten, dass nur die für die Funktions-
tüchtigkeit und Verkehrssicherheit erforderlichen Reparaturen gefördert
werden. Ausschließlich wertsteigernde Reparaturen sind nicht möglich. Es
sind mind. 2 Vergleichsangebote verschiedener Werkstätten vorzulegen.
Übersteigen die Reparaturkosten die Höchstbeträge für eine Neuanschaf-
fung, kommt die Förderung eines neuen Fahrzeugs in Betracht. Dabei ist
der niedrig geschätzte Restwert des alten Fahrzeugs von der Fördersum-
me des neuen Fahrzeugs in Abzug zu bringen.

Bei einer erneuten Förderung innerhalb eines Zeitraumes von 24 Monaten
nach Gewährung eines Zuschusses zur Anschaffung/ Instandsetzung ei-
nes Fahrzeuges aus dem VB oder der Freien Förderung, ist die Förderhö-
he um den Betrag zu reduzieren, den der Kunde aus den Einkommens-
freibeträgen einer in dieser Zeit ausgeübten Erwerbstätigkeit hätte anspa-
ren können. Der eLb ist darüber zu informieren, dass er aus den Einkom-
mensfreibeträgen für mögliche TÜV-Kosten, Reparaturen oder Neuan-
schaffungen Reserven bilden muss.

Es besteht die Möglichkeit die Förderung eines PKWs/ Rollers bei einer
durch den Begünstigten zu vertretenen Kündigung innerhalb der Probezeit

Rz. 16f.6
Rückforderung
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durch eine vorherige Auflage in der Bewilligung (§ 32 SGB X) zu widerru-
fen und die Fördermittel zumindest in Höhe des Restwertes des PKWs/
Rollers (abzüglich von geleisteten Eigenanteilen) zurückzufordern. Durch
eine Auflage kann dem Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen
vorgeschrieben werden. Es muss dem Begünstigten möglich sein, die Auf-
lage zu erfüllen. Eine pauschale Rückforderung innerhalb der Probezeit
kommt daher nicht in Betracht, sondern der Begünstigte muss die Kündi-
gung zu vertreten haben. Die Kündigungsgründe sind auch innerhalb der
Probezeit zu erfragen. Der Widerruf erfolgt dann gemäß § 47 Abs. 2 Nr. 2
SGB X.

PKW/Roller-
Förderung bei

Kündigung

3.3 Kosten zur Erlangung des Führerscheins (Klasse AM, B, BE)

Nach § 16f SGB II kann lediglich die Förderung eines Führerscheins der
Klassen AM und B gefördert werden. Der Führer-
schein für Berufskraftfahrer gilt dagegen als berufliche Weiterbildung und
könnte über § 45 SGB III oder §§ 81 ff. SGB III bewilligt werden.

Zur Förderung des Erwerbs des Führerscheins muss eine schriftliche Be-
stätigung des Arbeitgebers vorgelegt werden, aus denen hervorgeht, dass
der Führerschein innerhalb eines angemessenen Zeitraumes (z.B. Probe-
zeit) erlangt werden muss und andernfalls die Beschäftigung nicht weiter-
geführt werden kann. Der zugrundeliegende Arbeitsvertrag muss mindes-
tens auf die folgenden 6 Monate befristet oder unbefristet sein. Ist das Be-
schäftigungsverhältnis auf weniger als die folgenden 6 Monate befristet,
kommt eine Förderung des Führerscheines nur in besonders begründeten
Einzelfällen in Betracht. Liegt nur der Arbeitsvertrag vor, jedoch keine Be-
stätigung des Arbeitgebers, dass der Führerschein für die Arbeitsaufnah-
me erforderlich ist, kommt eine Förderung nur in Betracht, wenn eine bis-
her genutzte ÖPNV-Verbindung zum Arbeitsort nicht mehr besteht, weil
sich z.B. die Arbeitszeiten geändert haben oder der Betriebsort verlegt
wurde. Bei einer Entfernung zum Arbeitsort von < 15 km, würde allerdings
die Erlangung eines Roller-Führerscheines ausreichen.

Bei der Bewilligung des Führerscheins kann die Zahl der Wiederholungs-
prüfungen auf 2 theoretische Prüfungen und 2 praktische Prüfungen be-
grenzt werden (also insgesamt jeweils 3 Prüfungen). Es kann je nach Fall-
konstellation im Bescheid geregelt werden, dass erst wenn die theoreti-
sche Prüfung bestanden ist, mit den Fahrstunden begonnen werden darf.
Werden mehr Prüfungen (für Theorie oder Praxis) benötigt, wäre der Fall
erneut zu prüfen und zu entscheiden, ob ein erfolgreiches Absolvieren der
Prüfung überhaupt möglich erscheint.

Dem eLb sind die Bedingungen für die Förderung im Bewilligungsbescheid
darzulegen. Zur Förderung des Führerscheins sind mind. 3 Kostenvoran-
schläge vorzulegen. Beim Vergleich der Angebote ist auf den Stundenkos-
tensatz herunter zu brechen. Sollten erfahrungsgemäß nur teure Fahr-
schulen in den Vergleichsangeboten enthalten sein, kann aktiv auf günsti-
ge Angebote verwiesen werden oder weitere Angebote eingefordert wer-
den.

Bei Ferienfahrschulen wird ein höherer Fahrstundenpreis erhoben mit der
Möglichkeit den Führerschein in kürzester Zeit zu erlangen. Dies kann in
einigen Fällen erforderlich sein. Die Erfahrungen zeigen allerdings, dass

Rz. 16f.7
Führerschein

Rz. 16f.8
Begrenzung der
Wiederholungs-

prüfungen
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der vorgesehene und beworbene Zeitrahmen oftmals nicht eingehalten
werden kann. Dies ist bei der Bewilligung zu beachten.

Es sind in der Regel 2.450 EUR förderfähig. In begründeten Einzelfällen
kann nach eigenem Ermessen eine Förderung von maximal 3.000 EUR er-
folgen. Ein solcher besonderer Einzelfall könnte vorliegen, wenn eine
Kundin oder ein Kunde über den Durchschnitt hinaus mehr Fahrstunden
benötigt, um den Führerschein zu erlangen. Ein besonderer Einzelfall ist
aber nicht mit einem Kostenvoranschlag gleichzusetzen, der von Beginn
an über dem o. g. Durchschnittswert liegt. In einem solchen Fall ist nach
wie vor auf eine günstigere Fahrschule zu verweisen.
Im Falle einer Aufstockung ist außerdem im FMG II zu begründen, wes-
halb diese erfolgt ist.
Die den genannten Beträgen übersteigenden Kosten sind zur Anreizerhö-
hung vom eLb als Eigenanteil zu leisten.

Der Führerschein ist in einem Zeitraum von maximal 6 Monaten zu absol-
vieren. Sollte ein längerer Förderzeitraum erforderlich sein (z. B. Verzöge-
rung des Führerscheinerwerbs durch krankheitsbedingten Ausfall, unter-
durchschnittliche Auffassungsgabe etc.), ist eine Überschreitung des För-
derzeitraumes unter Darstellung der besonderen Notwendigkeit möglich.

50 % der Kosten sind als Darlehen zu gewähren. Der Restbetrag kann als
Zuschuss gewährt werden.

Es sind die Rechnungen der Fahrschule einzureichen. Nachdem der Füh-
rerschein erlangt wurde, ist dieser vorzulegen, um die korrekte Mittelver-
wendung nachzuweisen.

Es besteht auch hier die Möglichkeit die Förderung eines Führerscheines
bei einer durch den Begünstigten zu vertretenen Kündigung innerhalb der
Probezeit durch eine vorherige Auflage in der Bewilligung (§ 32 SGB X) zu
widerrufen. Durch eine Auflage kann dem Begünstigten ein Tun, Dulden
oder Unterlassen vorgeschrieben werden. Es muss dem Begünstigten
möglich sein, die Auflage zu erfüllen. Der Begünstigte muss somit die
Kündigung zu vertreten haben. Die Kündigungsgründe sind auch innerhalb
der Probezeit zu erfragen. Der Widerruf erfolgt dann gemäß § 47 Abs. 2
Nr. 2 SGB X für die Zukunft, sodass weitere Fahrstunden nicht mehr zu
übernehmen sind. Sinnvoll ist diese Möglichkeit insbesondere, wenn bei
Beendigung der Beschäftigung erst wenige Theorie- oder Fahrstunden ge-
leistet wurden.

Rz. 16f.9
Widerruf

Führerschein-
Förderung bei

Kündigung

Kosten, die im Zusammenhang mit der Wiedererlangung des Führer-
scheins entstehen (MPU = medizinisch psychologische Untersuchung)
können nicht übernommen werden.
Das BMAS hat sich an dieser Stelle klar geäußert. Es besteht daher kein
Ermessen. Sollte es Einzelfälle geben, denen durch diese Regelung der
Zugang zum Arbeitsmarkt verschlossen bleibt, sollten diese mit einer kur-
zen Sachverhaltsschilderung an den Kreis übersendet werden. Nur so
können die möglichen Konsequenzen dieser Regelung aufgezeigt werden.

Rz. 16f.10
MPU
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4 Verfahren

4.1 Antragsstellung

Die Leistungen werden nur erbracht, wenn sie vor Eintritt des leistungsbe-
gründenden Ereignisses beantragt worden sind (siehe §§ 37 SGB II und
324 SGB III). Damit bleibt die Möglichkeit erhalten, das Entstehen unnöti-
ger Kosten ggf. durch Beratung und Einbezug in die EGV zu verhindern.
Das leistungsbegründende Ereignis ist das tatsächliche Entstehen der
Kosten. Die Antragsstellung ist zu dokumentieren.

Ein verspätet gestellter Antrag wird in der Regel dazu führen, dass die
Notwendigkeit der Erstattung der Kosten nicht angenommen werden kann.

Beispiel:
Erst nach dem Beginn der Führerscheinausbildung wird ein Antrag
auf Übernahme der angemessenen Kosten gestellt. Eine Bewilli-
gung ist nicht (mehr) möglich.

Im Übrigen gilt als Antrag jede schriftliche, mündliche oder fernmündliche
Erklärung, die erkennen lässt, dass Leistungen begehrt werden.

Rz. 16f.11
Antragsstellung

4.2 Erfassung im FMG2

Bei der Erfassung der Förderung im FMG2 sind die in der Maßnahme
ilfe-

artenschlüssel
verwenden.

Rz. 16f.12
Erfassung im

FMG2

4.3 Auszahlung

Die Leistungen sind grundsätzlich durch Überweisung über den FMG2 an
den eLb auszuzahlen.

Sofern die Auszahlung der Leistungen an einen Dritten zielführender ist,
kann dies in Abstimmung mit dem eLb mit einer Abtretungserklärung ver-
einbart werden. Ein Vordruck des Kreises Kleve findet sich in der Vor-
druckverwaltung des FMG2.

5 Förderinstrumente

Es besteht die Möglichkeit eLb über verschiedene Zuschüsse zu fördern,
wenn dadurch ein Beschäftigungsverhältnis ermöglicht werden kann.

Der Ausbildungszuschuss unterstützt Betriebe mit einem Zuschuss zur
Ausbildungsvergütung (Förderhöhe 300 EUR pro Monat in Vollzeit), wenn
diese einen Ausbildungssuchenden mit schwerwiegenden Vermittlungs-
hemmnissen einstellen und diesen während der Ausbildung besonders be-
treuen und unterstützen. Es muss sich um einen Ausgleich von Vermitt-
lungshemmnissen handeln.

Die befristete Probebeschäftigung soll dem Arbeitgeber die Möglichkeit

Rz. 16f.13
Auszahlung

Rz. 16f.14
Förder-

instrumente
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geben, den Kunden innerhalb eines regulären Beschäftigungsverhältnis-
ses bis zu 3 Monate zu beobachten, ohne dass ihm Kosten oder Weiter-
beschäftigungsverpflichtungen entstehen.

Die Kampagne "Minijobber können mehr" ist eine Initiative der Jobcenter
im Kreis Kleve. Ziel ist es, möglichst viele geringfügige Beschäftigungsver-
hältnisse in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu
überführen.

Weitere Informationen über die Förderinstrumente (Fördervoraussetzun-
gen, Zielgruppe und Antragstellung) sind den jeweiligen Weisungen zu
entnehmen.


